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gedankliches Konstrukt des gleichzeitigen 

Vorgehens in verschiedenen Domänen. 

Moderne, nichtatomare Präzisionswaf-

fen und Kernwaffen (vor allem solche mit 

kürzeren, nichtstrategischen Reichweiten) 

werden von Russland konzeptionell, dok-

trinär, organisatorisch und operationell als 

eine Einheit betrachtet. Die Stationierung 

von Trägersystemen, die sowohl konventi-

onelle als auch nukleare Sprengköpfe tra-

gen können, erfolgt bewusst mit dem Ziel, 

beim Gegner vom ersten Augenblick eines 

Konflikts an nukleare Unsicherheit auszulö-

sen. Dies soll einerseits Moskaus Abschre-

ckungsfähigkeit angesichts einer als mili-

tärtechnologisch überlegen angesehenen 

NATO stärken; andererseits will Russland 

auf diese Weise die eigene Eskalationsdo-

minanz sichern.

Aus NATO-Sicht ist diese Entwicklung be-

sonders in einem Szenario problematisch, 

in dem Russland etwa in einem regionalen 

Konflikt (zum Beispiel in und um das Balti-

kum) die Allianz mittels nuklearer Drohun-

gen daran zu hindern versuchte, massive 

militärische Kräfte an den Schauplatz der 

Auseinandersetzung zu verlegen. Raketen 

oder Marschflugkörper mit mehr als 500 

km Reichweite würden es Moskau über-

dies gestatten, wichtige Knotenpunkte des 

Bündnisses wie Kommando- und Kommu-

waltanwendung seinen Willen aufzuzwin-

gen. In diesem Zusammenhang sind auch 

Moskaus Verstöße gegen den INF-Vertrag 

zu werten. Die Stationierung des neuen 

Marschflugkörpers vom Typ SSC-8 soll in-

nerhalb der NATO Unruhe stiften. Die mit 

der Bereitstellung der neuen Waffe ein-

hergehende Intransparenz zielt darauf ab, 

Amerika und Europa zu entzweien. Moskau 

gab zwar zu, einen neuen Marschflugkörper 

zu besitzen, behauptet jedoch, dieser habe 

eine Reichweite von weniger als 500 km, sei 

mithin mit dem INF-Vertrag vereinbar.

Kernwaffen sind jedoch für Moskau keines-

wegs nur im Sinne des Informationskrieges 

interessant. Auch bei den militärischen 

Planungen werden sie immer wichtiger. Im 

russischen militärischen Denken gibt es kei-

ne Eskalationsleiter, der zufolge ein Kern-

waffeneinsatz erst nach einer längeren 

Auseinandersetzung mit konventionellen 

Waffen stattfände. Vielmehr dominiert ein 

Droht nun wieder der Atomtod? Will 

Russland die NATO mit Kernwaffen 

angreifen? Rüsten die USA unter Do-

nald Trump wieder nuklear auf, darunter 

auch in Europa? Wo bleibt die Rüstungs-

kontrolle? Was sollte Deutschland tun? 

Diese Fragen finden in wachsendem Maße 

Eingang in die öffentliche Debatte. Es lohnt 

daher, einige Hintergründe der aktuellen 

Entwicklungen etwas eingehender unter 

die Lupe zu nehmen.

Ganz grundsätzlich gilt, dass die internati-

onale Politik wieder zunehmend von Groß-

mächtekonkurrenz geprägt ist. Die USA 

und Russland sind dabei diejenigen Kontra-

henten, die nach wie vor über etwa 90 Pro-

zent aller Atomwaffen weltweit verfügen. 

In beiden Ländern wächst die Bedeutung 

von Nuklearwaffen für ihre militärischen 

Planungen. Doch auch China, das sich über 

viele Jahrzehnte eine bemerkenswerte ato-

mare Zurückhaltung auferlegte, rüstet ato-

mar auf. Dies gilt ebenfalls für Indien und 

Pakistan. Die nukleare Landkarte ist daher 

im Vergleich zum Kalten Krieg wesentlich 

komplexer geworden. Rüstungskontrolle 

hat es vor diesem Hintergrund sehr schwer.

Russlands Militärdoktrin: 
große Rolle für Kernwaffen

Im russischen militärischen Denken werden 

informelle Mittel – also die Beeinflussung vor 

allem der westlichen Öffentlichkeit – sowie 

Drohkulissen mittels konventioneller und 

atomarer Waffen als eine Einheit betrachtet. 

Ziel ist es, dem Gegner möglichst ohne Ge-
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Das vermutlich in wenigen Monaten bevorstehende Ende des INF-
Vertrages über das Verbot US-amerikanischer und russischer land-
gestützter nuklearfähiger Mittelstreckenwaffen mit Reichweiten 
zwischen 500 und 5.500 km hat eine unvorbereitete deutsche (und 
europäische) Öffentlichkeit aufgeschreckt.

Moskau gibt zu, einen neuen Marschflugkörper (im Bild die SSC-8)  zu 
besitzen, behauptet jedoch, dieser habe eine Reichweite von weniger 
als 500 km, sei mithin mit dem INF-Vertrag vereinbar. 
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zu Teil geworden war. In der Tat stammt die 

neueste landgestützte US-Interkontinen-

talrakete aus dem Jahr 1971; der neueste 

nukleare Sprengkopf wurde 1989 bei den 

amerikanischen Streitkräften eingeführt.

Die erforderlichen Modernisierungen 

des US-Atomwaffenarsenals will Donald 

Trump forcieren. Dabei verweist er auf eine 

veränderte Sicherheitslage: Die USA und ih-

re Verbündeten würden in zunehmendem 

Maße sowohl von Russland als auch China 

herausgefordert. Weder Moskau noch Pe-

king seien dem Bemühen der USA gefolgt, 

die Rolle von Nuklearwaffen oder ihre An-

zahl zu reduzieren. Vielmehr seien beide in 

die entgegengesetzte Richtung marschiert. 

Mittels der US-Kernwaffen sollen vor allem 

gegnerische Atomwaffeneinsätze abge-

schreckt werden. Auch künftig sollen Kern-

waffen nur unter extremen Bedingungen 

zur Verteidigung vitaler Interessen der USA 

oder ihrer Verbündeten eingesetzt werden.

Die USA wollen ihre nukleare strategi-

sche Triade bestehend aus land- und 

seegestützten ballistischen Raketen so-

wie Fernbombern und luftgestützten 

Marschflugkörpern beibehalten. Bei allen 

diesen Trägersystemen stehen Neube-

schaffungen an. So werden die U-Boote 

der „Ohio“-Klasse durch neue der „Co-

lumbia“-Klasse ersetzt. Die landgestützten 

Minuteman-Raketen werden ebenfalls von 

einem neuen System abgelöst. Ferner sol-

len die B-52H-Bomber, ausgestattet mit 

luftgestützten Marschflugkörpern, sowie 

die B-2A-Bomber zugunsten des neuen 

B-21-Bombers ausgemustert werden. Die 

Luftflotte wird zudem einen weitreichen-

den neuen Marschflugkörper erhalten. Die 

Gesamtanzahl der amerikanischen Kern-

waffen soll sich zwar nicht erhöhen, aber 

auch bei den nuklearen Sprengköpfen ste-

hen Modernisierungen an.

Überdies sollen die in Europa stationier-

ten, konventionell wie nuklear einsetz-

baren Kampfflugzeuge der Typen F-15E 

und F-16 durch F-35A ersetzt werden. Im 

Zuge der nuklearen Teilhabe innerhalb 

der NATO werden diese Plattformen vor 

allem von Verbündeten bereitgestellt, um 

im Kriegsfall amerikanische, in Europa 

gelagerte nukleare Fallbomben vom Typ 

B61 einzusetzen. Eine kleine Anzahl nuk-

learer Sprengköpfe auf U-Booten soll mit 

einer Option für den Einsatz mit geringe-

rer Sprengkraft ausgerüstet werden. Dies 

soll die Rückversicherung der US-Alliierten 

in Europa wie auch in Asien im Angesicht 

der Bedrohungen aus Russland, China und 

Nordkorea stärken. Keine dieser Mächte 

soll glauben, dass die USA auf eine be-

grenzte nukleare Eskalation ihrer Gegner 

nur die Möglichkeit hätten, mit einem um-

fassenden strategischen Nuklearschlag zu 

kräften werden U-Boote und auf ihnen 

stationierte ballistische Fernraketen erneu-

ert und mit mehr nuklearen Sprengköp-

fen bestückt. Auch Moskaus strategische 

Bomberflotte einschließlich luftgestützter 

Marschflugkörper wird modernisiert. Be-

sonders stolz ist Russlands Präsident Putin 

auf strategische Waffen einer neuen Ge-

neration. So wurde im Januar 2019 ein 

von einer Rakete gestartetes Gleitsystem, 

das in Hochgeschwindigkeit gegnerische 

Raketenabwehrsysteme ausmanövrieren 

können soll, offenbar erfolgreich getestet. 

Die USA hinken bei der Entwicklung ent-

sprechender Plattformen hinterher.

Donald Trump: atomare 
Modernisierung

Der ehemalige US-Präsident Barack Oba-

ma wollte die Bedeutung der Kernwaffen 

für die amerikanischen militärischen Pla-

nungen so weit wie möglich reduzieren. 

In seiner Rede vor der Prager Burg im April 

2009 kündigte er sogar konkrete Schritte 

in Richtung einer atomwaffenfreien Welt 

an. Viele Beobachter übersahen indes, dass 

Obama zugleich betonte, das US-Nuk-

learwaffenarsenal müsse, solange diese 

Waffen existierten, sicher, effektiv und 

zuverlässig sein. Daher liefen eine Reihe 

von nuklearen Modernisierungen bereits 

während der Obama-Ära an. Teils, weil der 

Präsident den Republikanern im US-Kon-

gress entsprechende Zugeständnisse hatte 

machen müssen, um die Ratifikation des 

Neu-START-Abkommens zur Begrenzung 

strategischer amerikanischer und russischer 

Atomwaffen zu ermöglichen; teils, weil 

den US-Atomwaffen nach Ende des Kalten 

Krieges jahrelang wenig Aufmerksamkeit 

nikationszentralen sowie Flugplätze und 

Häfen tief im NATO-Gebiet schon sehr früh 

in einem Konflikt nuklear zu bedrohen und 

die europäische womöglich von der ame-

rikanischen Sicherheit abzukoppeln. Denn 

die NATO hätte derzeit kaum die Fähig-

keit, einen begrenzten, nichtstrategischen 

nuklearen Gegenschlag anzudrohen. Auch 

wenn Russland einen Atomkrieg in Europa 

nicht anstrebt, will es ihn doch, sollte er 

stattfinden, gewinnen können.

Daher modernisiert Russland seine 

nicht-strategischen atomaren Fähigkeiten, 

insbesondere bei der Marine. Der sowohl 

konventionell als auch nuklear einsetzba-

re Marschflugkörper vom Typ Kalibr wird 

auf U-Booten und Überwasserschiffen 

stationiert. Ebenso werden mit nichtstra-

tegischen Kernwaffen (Fallbomben und 

Marschflugkörper) ausstattbare Flugzeuge 

modernisiert. Schließlich gehören in dieses 

Spektrum neue landgestützte ballistische 

Raketen wie die Iskander-M oder der be-

reits erwähnte Marschflugkörper vom Typ 

SSC-8, mit dessen Stationierung Russland 

gegen den INF-Vertrag verstößt.

Bei den strategischen Kernwaffen, also je-

nen mit Reichweiten von mehr als 5.500 

km, verfolgt Russland seit geraumer Zeit 

ebenfalls zielstrebig eine umfassende 

Modernisierung seines Arsenals. Moskau 

ist dabei, alle Interkontinentalraketen, die 

noch aus der Sowjetära stammen, durch 

neue zu ersetzen. Die Anzahl dieser Trä-

gersysteme dürfte nicht wachsen, auch aus 

Kostengründen. Russland möchte dies aber 

kompensieren, indem es neue Raketenty-

pen wie die bereits getestete RS-24 Sarmat 

mit womöglich bis zu 24 Sprengköpfen 

ausstattet. Hinsichtlich Russlands seege-

stützten strategischen nuklearen Streit-

Im INF-Vertrag sind Mittelstreckenraketen mit einer Reichweite 
zwischen 500 und 5.500 km verboten. 
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liberalen Weltordnung abgemeldet. Rüs-

tungskontrolle war aber immer Teil dieser 

Ordnung. Trump geht es heute nicht um 

für alle vorteilhafte Kompromisse in einer 

internationalen Gemeinschaft, sondern um 

den eigenen Sieg in einer auf Kampf ange-

legten Arena. Die Lücke, die die USA hinter-

lassen, wird weder von Russland noch vom 

sonst nach mehr internationaler Ordnungs-

macht strebenden China gefüllt. Moskau 

macht nicht nur keinerlei Anstalten, sich 

um die Rüstungskontrolle zu bemühen, 

sondern verstößt schamlos gegen existie-

rende Abkommen, siehe INF-Vertrag. Pe-

king wiederum betrachtet Rüstungskont-

rolle als Machtspiel, von dem es sich besser 

fernhält, solange sein Atomwaffenarsenal 

wesentlich kleiner ist als das amerikanische 

oder das russische.

Drittens hat sich die nukleare Landkarte 

grundlegend verändert. Der sowjetische 

Präsident Michail Gorbatschow unter-

zeichnete noch 1987 den INF-Vertrag, der 

nicht nur die SS-20-Mittelstreckenrake-

ten im europäischen Teil der Sowjetunion 

verbot, sondern auch die im asiatischen. 

Gorbatschow konnte sich dies noch leis-

ten, war die atomare Herausforderung aus 

China doch noch überschaubar. Im 21. 

Jahrhundert wird Asien jedoch eine viel 

wichtigere Rolle spielen als im 20. Dies gilt 

auch nuklear. Sowohl China als auch Indien 

und Pakistan rüsten massiv auf, vom Son-

derfall Nordkorea einmal ganz abgesehen. 

Daher wird sich Rüstungskontrolle nicht 

mehr auf die USA, Russland und Europa 

beschränken können. Sowohl die USA als 

auch Russland müssen die nuklearen Ent-

wicklungen in Asien immer mitbedenken. 

Daher müsste künftige Rüstungskontrolle 

multilateral angelegt werden. Dies macht 

sie jedoch alles andere als einfach.

Viertens kann sich Rüstungskontrolle nicht 

mehr weitgehend isoliert auf Kernwaffen 

konzentrieren. Während des Kalten Krie-

ges hatten die USA und die Sowjetunion 

auf Raketenabwehr verzichtet. Heute ist sie 

ein wesentlicher Bestandteil militärischer 

nicht mehr der Schreck über die nur mit 

viel Glück überstandene Kuba-Krise von 

1962 im Nacken. Von Trump über Putin 

zu Xi Jinping herrscht die Vorstellung vor, 

dass Atomwaffen Instrumente eigener 

Stärke sind, keine Waffen, die aufgrund 

ihrer schier unvorstellbaren Vernichtungs-

wirkung ein Gespür gemeinsamer Verant-

wortung erforderlich machen. Gerade dies 

ist aber der Kern der Rüstungskontrolle: 

Aus wohlverstandenem Eigeninteresse 

heraus die Sicherheitsinteressen des Ge-

genübers immer mitzudenken, um so das 

gemeinsame Überleben zu sichern. Von ih-

rem gesellschaftlichen Umfeld werden die 

Herrschenden kaum gefordert. Teils, weil 

es sich um Autokratien mit bestenfalls ein-

geschränkter öffentlicher Debatte handelt; 

teils, weil in der Öffentlichkeit in Demokra-

tien – jedenfalls in Europa – die nuklearen 

Gefahren zu sehr mit dem Kalten Krieg 

identifiziert wurden und so der Eindruck 

entstand, seit dem Ende desselben seien 

auch die atomaren Bedrohungen gebannt.

Zweitens haben sich die USA unter Donald 

Trump vorerst als Führungsmacht einer 

reagieren. Denn dessen Androhung wäre 

wegen der dann zu befürchtenden mas-

siven Verwüstungen unglaubwürdig. Die 

amerikanische nukleare Abschreckung 

wäre also geschwächt. Daher seien glaub-

würdige, begrenzte nukleare Optionen er-

forderlich. Kritiker befürchten indes, dass 

durch „kleine“ Atomwaffen die Schwelle 

zu ihrem Einsatz sinken könne. Ob die 

Trump-Administration vom US-Kongress 

die Mittel für die Anschaffung nuklearer 

Sprengköpfe mit begrenzter Wirkung 

zugesprochen bekommt, ist keineswegs 

ausgemacht. Dies gilt ebenfalls für Be-

strebungen des Weißen Hauses, künftige 

landgestützte nukleare Marschflugkörper 

in Europa zu stationieren.

Die Krise der Rüstungs-
kontrolle

Angesichts dieser Rüstungsprozesse sowie 

wachsender nuklearer Unsicherheit ist die 

Wiedergeburt der Rüstungskontrolle über-

fällig. Gerade mit Blick auf Europa erlebte 

sie während der siebziger und achtziger 

Jahre des vergangenen Jahrhunderts ihre 

Höhepunkte. Der NATO-Doppelbeschluss 

vom Dezember 1979 sah vor, Verhandlun-

gen mit der damaligen Sowjetunion über 

US-amerikanische Pershing-II-Raketen und 

Marschflugkörper zu beginnen, die noch 

gar nicht in Europa stationiert worden wa-

ren. Von einer solchen vorausschauenden, 

ja geradezu revolutionären Herangehens-

weise an nukleare Gefahren sind wir heute 

meilenweit entfernt. Vier Gründe sind da-

für ausschlaggebend.

Erstens verblasst die Erinnerung an die 

Atombombeneinsätze von Hiroshima und 

Nagasaki im August 1945. Den derzeiti-

gen politisch Verantwortlichen sitzt auch 

Moskau ist dabei, alle Interkontinentalraketen, die noch aus der 
Sowjetära stammen, durch neue zu ersetzen und neue Raketentypen 
wie die bereits getestete RS-24 Sarmat mit womöglich bis zu 24 Spreng-
köpfen ausstatten. 

Die Amerikaner ersetzen ihren alten B-52H-Bomber, ausgestattet mit 
luftgestützten Marschflugkörpern, sowie die B-2A-Bomber durch den 
Stealth-Bomber B-21.
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innerhalb der NATO aufrechterhalten und 

gestärkt wird. Deutschland ist dabei das 

Schlüsselland. Bei der bevorstehenden Ent-

scheidung hinsichtlich des baldigen Ersat-

zes des Tornado-Kampfflugzeuges in seiner 

Rolle als Träger amerikanischer Kernwaffen 

darf daher nicht der Eindruck entstehen, 

dass Berlin diese Fähigkeit möglicherweise 

zur Disposition stellen könnte. Angesichts 

der nuklearen Aufrüstung Russlands mit 

Waffen, die weit nach Westeuropa hinein-

wirken können, sollte auch Deutschland 

(und seine Partner in der NATO) die Fä-

higkeit haben, zum Zwecke der nuklearen 

Gegendrohung tief und zuverlässig in den 

russischen Luftraum eindringen zu können.

Fünftens wird die Bedeutung von Rake-

tenabwehr für die europäische Sicherheit 

zunehmen. Punktverteidigung und Scha-

densbegrenzung auch gegen russische 

Raketenangriffe müssen das Ziel sein. Dies 

bedeutet, das NATO-Mantra, wonach Ra-

ketenabwehr nicht gegen Moskau gerich-

tet ist, aufzugeben. Es bedarf eingehender 

Überlegungen, wie Raketenabwehr stabili-

tätsfördernd in Europa wirken kann.

Sechstens ist Deutschland bekannt als 

starker Unterstützer der Rüstungskontrol-

le. Dem sollte Berlin treu bleiben und wo 

immer möglich für die Rüstungskontrolle 

werben. Ideal wäre angesichts des derzei-

tigen weitgehenden Ausfalls der USA als 

rüstungskontrollpolitischer Akteur eine en-

ge Zusammenarbeit mit den beiden euro-

päischen Nuklearmächten Frankreich und 

Großbritannien. Beide haben sich bislang 

zurückgehalten. Aber vielleicht wächst ja 

auch in Paris und London – so wäre zu 

hoffen – die Einsicht, dass ein Überleben 

im Nuklearzeitalter nicht nur durch glaub-

würdige Abschreckung gewährleistet wird, 

sondern auch Rüstungskontrolle als politi-

sches Instrument zur Herstellung von Stabi-

lität dringend nötig ist. �

nierungswilligen schwer belasten und den 

NATO-Zusammenhalt gefährden.

Drittens muss Deutschland der Einsicht fol-

gen, dass eine rein europäische nukleare 

Abschreckung kaum glaubwürdig zu ge-

stalten wäre. Gerade weil Moskau mit sei-

nen konventionell wie nuklear bestückba-

ren Trägersystemen vom ersten Augenblick 

eines Konfliktes an beim Gegner nukleare 

Unsicherheit auslösen will, bedarf es auf 

westlicher Seite robuster Reaktionsfähigkei-

ten. Diese können bis auf Weiteres einzig die 

USA bereitstellen. Frankreich wie auch Groß-

britannien sind aufgrund des Umfangs und 

der Zusammensetzung ihrer Nukleararsen-

ale dazu nicht in der Lage. Wollte man dies 

ändern, müssten sich weitere europäische 

Staaten, darunter vor allem Deutschland, an 

der Finanzierung des Ausbaus der französi-

schen und britischen nuklearen Fähigkeiten 

beteiligen. In diesem Zusammenhang könn-

te dann auch über eine europäische nuklea-

re Teilhabe nachgedacht werden, also etwa 

die Stationierung französischer Nuklearwaf-

fen auf deutschem Boden, die im Kriegsfall 

von deutschen Flugzeugen eingesetzt wür-

den. Ob Paris (oder auch London) je zu einer 

entsprechenden Erweiterung ihrer nuklea-

ren Verantwortung bereit wären, steht in 

den Sternen.

Überdies stellte sich die Frage nach dem 

politischen Rahmen einer solchen euro-

päischen Nuklearabschreckung. Die Euro-

päische Union käme dafür angesichts des 

möglicherweise bevorstehenden Austritts 

Großbritanniens einerseits und der grund-

sätzlich antinuklearen Affekte einiger neu-

traler Mitgliedstaaten andererseits nicht 

infrage.

Viertens kommt gleichwohl Frankreich wie 

auch Großbritannien eine wichtige nukle-

are Rolle in und für Europa zu. Paris und 

London können diese jedoch nur entfal-

ten, wenn zugleich die nukleare Teilhabe 

Planungen. Es wird daher keine neue Rüs-

tungskontrolle geben, die Raketenabwehr 

unberücksichtigt lässt. Ferner wirken mo-

derne Technologien wie Cyberwaffen auf 

die strategische Balance ein, können da-

durch doch Frühwarnsatelliten ausgeschal-

tet oder andere Angriffe mit strategischer 

Wirkung ausgeführt werden.

Selbst falls sich in den USA ein erneuter 

Wandel vollzöge und Washington die Rüs-

tungskontrolle als Element einer Weltord-

nungspolitik wiederentdeckte, und selbst 

falls es gelänge, Moskau, Peking und wei-

tere atomare Akteure für eine solche Politik 

zu gewinnen: Rüstungskontrolle wäre ein 

außerordentlich schwieriges und komple-

xes Unterfangen, von dem keine schnellen 

und umfassenden Ergebnisse zu erwarten 

wären.

Folgen für Deutschland 
und Europa

Vor dem geschilderten Hintergrund ist die 

deutsche Politik mit vielfältigen Heraus-

forderungen konfrontiert. Sie beinhalten 

überdies eine Reihe von Zielkonflikten. 

Ohne alle Probleme hier erschöpfend zu 

analysieren, können einige Leitplanken ge-

setzt werden.

Erstens darf sich die deutsche Politik nicht 

von russischen Drohungen einschüchtern 

oder von Moskauer Desinformationskam-

pagnen in die Irre führen lassen. Mit der 

eigenen Öffentlichkeit bedarf es einer 

klaren Kommunikation, die Panikmache 

vermeidet. Dazu gehört es, zu erklären, 

dass die Ursache des vermutlichen Endes 

des INF-Abkommens die russische Ver-

tragsuntreue ist. Dies gilt, auch wenn die 

Trump-Administration weder als Freund 

der Rüstungskontrolle noch sonstiger in-

ternationaler Vereinbarungen je in Erschei-

nung getreten ist.

Zweitens muss die NATO weiterhin allen 

Widrigkeiten zum Trotz zusammengehal-

ten werden. Dies ist bislang gerade mit 

Blick auf die russischen INF-Vertragsverstö-

ße gut gelungen. Eine mögliche Stationie-

rung amerikanischer nuklearer Waffen in 

Deutschland und anderen europäischen 

NATO-Ländern sollte zwar möglichst ver-

mieden, aber auch nicht vorschnell ausge-

schlossen werden. Zum einen mit Blick auf 

Russland, um den Eindruck eigener Schwä-

che zu vermeiden; zum anderen unter Be-

rücksichtigung des Allianzzusammenhalts. 

Polen und möglicherweise weitere osteu-

ropäische NATO-Partner würden die Sta-

tionierung amerikanischer Kernwaffen auf 

ihren Territorien begrüßen. Eine deutsche 

Frontstellung gegen diese Länder würde 

Berlin in der NATO isolieren, die bilateralen 

Beziehungen zu Polen und anderen Statio-

Die U.S. Airforce testet derzeit die neue nukleare Fallbombe B61-12, 
die wohl in Zukunft in Europa stationiert wird. 
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